Bürgerservices vor Ort by Schenk, Birgit & Schwabe, Gerhard
6 Bürgerservice vor Ort 
Birgit Schenk, Gerhard Schwabe 
Hochschule Ludwigsburg!Universitat Zilrich 
6.1 Einleitung 
Es ist eine Kernaufgabe der õffentlichen Verwaltung (vgl. Lenk et al. 1990, 
S. 49; Bogumii/.Tann 2009), vor Ort in den Amtsstellen für Bürger, Dienstleistun­
gen zu erbringen und sie zu beraten; der Bürgerservice vor Ort ist das Aushan­
geschild der Verwaltung. Trotz vieler Fortschrilte und noch mehr Bemühungen 
in den letzten 40 Jahren (vgl. Kap. l) nelunen nocb nicht alle Bürger ihre Kom­
mune als kundenfreundliche und flexible Einrichtung wahr, die gerade für an­
spmchsvollere Lebenslagen reale Hilfestellung gibt und die relevanten Informa­
tionen bereitstellt. Wo liegen die Probleme des derzeitigen Bürgerservices vor 
Ort? Was macht einen modernen Bürgerservice vor Ort aus? Welche Ansatz­
punkte für Verbesserungen durch IT-Anwendungen gibt es? Diese Fragen wer­
den in diesem Beitrag behandelt. 
In den letzten Jahren und Jahrzehnten haben Bürger zunehmende Ansprü­
che an die Servicequalitãt der õffentlichen Verwaltung (Schedler!ProelJer 2003). 
Dies hat zum eineo mit positiven Se.rviceerfabrungeo aus dem Privatsektor zu 
tun und zum anderen mit einer gewandelten Einstellung zum Staat: Bürger 
sehen sich nicht roehr als Bittsteller, sondem in vielen Anliegen al s Kunden der 
õffentlichen Verwaltung. Sie etwarten die Übernahme von Ansatzen aus der 
Wirtschaft wie ,one face to the customer". 
In den letzten beiden Dekaden hat der Staat betrachtlicbe Mühen auf si eh ge­
nommen, um zuerst eine Bürgerinformation und dann Bürgerservices in Selbst­
bedienung über das Web bereitzustellen. Nicht nur das Voltunen der Angebote, 
sondern auch die Autbereitung und Strukturierung der h1halte haben sich deut­
lich verbessert. Bei den Bürgerservices vor Ort sehen die eneichten Ergebnisse 
zwiespãltiger aus: Deutliche Fortschritte sind bei der Bündelung des Angebots 
für einfache Infonnationsanliegen und Standardtransaktionen (z.B. eine Ummel­
dung) zu beobachten . . Hier bieten kommunale Bürgerbüros den Bürgern ein.heit­
liche Anlaufstellen. Bürger mit komplexeren Anliegen stoBen in aktuellen Bür­
gerbüros an deren Grenzen; hãufig kennen die dort arbeitenden Mitarbeiter nur 
die Behõrde, aus der sie entsandt wurden (haufíg die Meldebehõrde), und haben 
desbalb Wissensl ücken uud mangeloden Überblick. WeiterbiJl lassen Daten­
schutzbedenken, Arbeitsteilung und die Fragmentiemng der Datenbestande auf 
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Seiten der Behõrden Rundum-Dienstleistungen bisber haufig noch nicht zu. Docb 
gerade in komplexen Lebenslagen benõtigen Bürger selbst in Zeiten des Inter­
nets eine persõnliche Beratung, weil ihnen haufig der eigene Infonnatiousbedatf 
durch mangelndes V01wissen nicht bekannt ist und weil Vorkenntnisse für eine 
elfolgreiche Internetsuche not\vendig sind. Auch die Strukturierung der Infor­
mations- und Serviceangebote anhand von Lebenslagen und in Bürgerportalen 
(Lucke 2008), wie z.B. durch das Land Baden-Württemberg in www.service­
bw.de angeboten, bringt den Bürger nicht immer zum gewünschten Erfolg. Denn 
er kann sich nicht sicher sein, ob er wirklich alle relevanteu ltúormationen ge­
funden hat und ob seine Interpretation der Informationen richtig ist. Gerade die 
Interpretation der háufig rechtssicher uud damit eher juristisch forma] uud weni­
ger umgangssprachlich fonnulierten lnfonnationen ist schwierig. Ohne ausrei­
chende Beratungsangebote hiingen somit integriert.e Serviceangebote in der Luft. 
Die Ansprüche an eine gute Beratung sind auch aus Sicht der Verwaltungs-
wissenschaften hoch (Pippke 1990, S. 81): 
,Eine Beratung kanu dann als gut bezeiclmet werden, wenn der Sachbearbeiter 
alle relevanten Beratungsuúormationen vollstandig, kon·ekt, verstandlich, und auf 
den Einzelfall bezogen und in angemessener Zeit gegeben hat und wenn sie vom 
Beratenen voUstandig, korrekt, im gemeinten Sinne und auf sein Problem bezo­
gen empfangen, verstanden und behalten werden." 
Damit sind die wesentlichsten Kriterien genannt: vollstiindig, korrekt im Sinne 
von rechtsverbindlich und aktuell, verstándlich und darnit redundanzarm irn Ge­
samtkontext eingebunden sowie nacbvollziehbar, problembezogen, personali­
siert, zeiteffizient verrnittelt, merkfáhig und durch d en Bürger verstanden. 
6.2 Das Leistungsspektrum der Bürgerberatung 
Das Leistuugsspektnun, das durch die Bürger nachgefragt wird, ist breit und 
reicht von einfachen Auskünften und Leistungen bis hin zu urnfassender Bera­
tuug und abgestimmten Leistungspaketen. Lenk et al. (1990, S. 90ff.) klassifi­
zierten an han d von Bürgerfragen den Infom1ationsbedarf in 
l .  Allgemeine Anliegen: W as gibt es tmd was muss icb tun, w o  muss ich hin­
gehen und wen kann ich ti'agen? 
2. Detaillierte Anspruchsü1(0rmation: Ist es lohnend für mich und was steht 
mir zu? Welche Nachteile sind darnit verbunden? 
3. Strukturinformation. Wamm ist das so und nic.ht aoders? 
4. Fal!spezifische lnformation: Was ist geschehen und wie war es in dem Ein­
zelfall? 
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5. Alltags-!Fachinformation: Fragen, die nicbt mit der Verwaltung direkt zu 
tun haben, aber durch den Bürger als verwaltungseigen vermutet werden. 
Nicbt jedes A.nliegen erfordert eine Vor-Ort-Beratlmg; Selbstbedieuung über das 
Intemet oder auch Bürgerservices über das Telefon sind in vielen Fãllen effi­
zienter: Der Bürger muss sich nicht extra in die Behõrde begeben und die Ver­
waltung kann ihre Leistungserbringung efiizienter organisieren, wenn Bürger 
über Medien vennittelt Kontakt aufnehmen. Wann sind Bürgerservices vor Ort 
heute nocb sinnvoll? In drei Fãllen ist ein Bürgerservice vor Ort effektiv: 
l. Bürgerservices etjordern eine !dentifikation des Bürgers: Dies ist beispiels­
weise bei einer Anmeldung erforderlich. Dieser Faktor wurde in der E-Govem­
ment-Forschung in der Vergangenheit überschãtzt� mehr Prozesse als lange ge­
dacht elfordem keine Identifikation und der neue Personalausweis rückt eine 
elektronische Identifikation in greifbare Nahe. 
2. De r Face-to-Face-Kontakt ist für die Prob/emlôsung e1jorderlich: Theorien 
zur Medienwahl (vgl. z.B. Daft/Lengel l984; Dennis et al. 2008) sagen uns, dass 
zur Erarbeitung eines gemeinsarneu Verstãndnisses und zur Bebandlung melu­
deutiger Sachverhalte das ,reiche" Medium eines Face-to-Face-Kontakts un­
übertroffen ist. Dies gilt nicht nur für die LõsungsfiJldlmg, sondem iusbesondere 
für die Bedarfsennittlung. 
3. Die geringe Medienkompetenz eines Bürgers e1jiJrdert einen Face-to-Face­
Kontakt: Zwar durchdrin!,rt das Internet inzwiscben alle Generationen, aber es 
wird auf absehbare Zeit eine Gruppe von Bürgem geben, die das Intemet nicht 
oder nicht adaq11at nutzen kanu. Dieser Gmppe muss die Mõglichkeit zu einem 
Face-to-Face-Kontakt gegeben werden. 
Bürgerservices vor Ort sind somit dann sinnvoll, wenn Selbstbedienung über das 
Internet oder Bürgerservices per Telefon ni eh t mõglich oder ni eh t zumutbar ist. 
Charakteristisch für die Bürgerservices sind zwei Phasen: die Klarung des 
Bedarfs uud die anschlieBende Lõsungss11Cbe einschlieBlich Auslõsung von 
Transaktionen. Diese zwei Phasen kõnnen in sehr einfachen Fallen in weniger 
als einer Minute abgewickelt werden und in selu komplexen Fallen auch meh­
rere Tennin.e beanspruchen. Mehrere Aspekte wirken auf die Dauer des nach­
gefragten Dienstes bzw. Services: Der Grad des Vorwissens durch den Bürger, 
die Komplexitat des Anliegeus uud die A.nzahl beteiligter Behõrdenstelleu. Wir 
unterscheiden deshalb: 
Einjache Lotsendienste: Bei einfachen Lotsendiensten kommt der Bürger mit 
klaren Fragen und Vorstellungen zur õffentlichen Verwaltung. Er weiB, was er 
will und kann sein en Informationsbedarf bereits in einer Frage formulieren (z.B. 
Urheberrechtlich geschütztes Material 
142 Birgit Schenk, Gerhard Sclnvabe 
Wo erhalte ich die Müllmarken? Wo muss ich mich nach meinem Umzug ab­
bzw. anmelden? Welche Informationen gibt es zur Hundehaltung?). Das heiBt, 
er hat bereits das notige Von�issen, um seinen Informationsbedarf zu attikulie­
ren und die Behorde kann durch einfache Antworten und/oder Abgabe von In­
fonnationsbroschüren den Bedarf decken. Ein Beispiel lúerfür ist die einheitli­
che Behõrdenrufnummer DI l S. 
F::infache Transakiionsdienste: Bei einfachen Transaktionsdiensten hat der Bür­
ger ebenfalls schon Klarheit über das, was er braucht, kommt aber alleine nicht 
zurecht. In der Regel handelt es sich um einstufige Anliegen, das heiBt, nur eine 
Stelle in der Offentlichen Behorde muss kontaktiert werden. Beispielsweise 
braucht er Unterstützung beim Ausfüllen vou einfachen Antragen wie dem An­
melden eines Hundes. Auch viele Dienste, die eine personliche Identifikation 
erfordem, fali en unter diese Kategorie. 
Komplexe 1/·an.mktionsdienste: Der Unterschied zu einfachen Transaktions­
diensten Iiegt in der Beteiligung mehrerer Behorden. Der Berater gibt z.B. nicht 
nur Hilfestellung bei dem Ausfiillen eines Antrages, sondem unterstützt auch 
hinsichtlich der Beteiliglmg und/oder dem Hinzuziehen von weiteren Stellen. 
Klassisches Beispiel ist der Gewerbeantrag, der entsprechend der EU-Dienst­
leistungsrichtlinie mittlenveile über einen Einheitlichen Ansprechpartner koor­
diniett wird. 
Komplexe !nformationsdienste: Bei komplexen Infonnationsdieusteu sind die 
Betroffenen nicht in der Lage, ihren Infonnationsbedarf effektiv zu formulieren. 
Zuerst müssen sie eine gewisse Vorstellung über die Antwort entwickeln und 
wissen, welche Ralunenbedingungen hierfür relevant sind. Erst danach kõtmen 
sie ihreu luformatiousbedarf formuliereu. Belkien et aL (1982) bezeichnet dies 
als anomalous state of knowledge. Dadurch decken sich im Gegensatz zu den 
ersteu dt·ei Dieusteu Informatiousbedarf, formulierter lufon ationsbedarf und 
das Angebot an Informationen nicht mehr vollstandig. Einerseits bleibt der ln­
formatiousbedarf unausgesprocheu uud kanu dadurch uicht gedeckt werden. 
Andererseits wird er fonuuliert, kann aber nicht rnit dem verfügbaren Informa­
tionsangebot befriedigt werden. Hier bedarf es einer Person (eines so genannten 
Infonnationsmittlers), die hilft den lnformationsbedarf zu ergründen und zu 
formulieren, sowie die darnit zusammenhangenden Aspekte aufzuzeigen bzw. 
Informationslücken zu schlieBen (Taylor 1962, S. 392). 
Dies ist vor allem bei komplexen Lebenslagen (vgL Kap. 3) anzutreffen, die 
die Bürger zum ersten Mal durchleben. Haufig resultiert aus der Lõsung kom­
plexer Informationsanliegen der tatsachliche Bedarf ft'tr Transaktionen und Lot­
sendienste. 
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Die unterschiedlichen Beratungsanliegen haben unterschiedliche MaBstãbe für 
die Informationsqualitãt. Wãhrend der Bürger bei Transaktionsanliegen primãr 
Rechtssicherheit etwatiet, ist diese bei Lotsenanliegeu sekundãr. Bei komplexeu 
Informationsanliegen wird Rechtssicherheit für alle ,kritischen", d.h. durch Ge­
setze uud Verwaltungsvorschriften geregelten Bereiche als oberstes Qualitãts­
kriterium gefordert, für nicht geregelte Bereiche kõnnen andere Kriterien wich­
tiger sein. Wenn beispielsweise einer schwangeren Frau das Antragsprozedere 
für das Elterngeld erklãrt wird, muss sie sich auf das Erklãrte verlassen kõnnen. 
Wenn der Berater ihr dann noch eine kommunale Klinik für die Entbinduug 
empfiehlt, daun ist das Eingehen des Beraters auf die individuellen Bedürfnisse 
der Bürgerin weseutlich. 
Im folgenden Abschnitt stellen wir die Bausteine eines modernen Bürger­
services vor Ort vor. Dabei verwenden wir auch illustrierende Episoden und 
Beispiele aus einem Pilotprojekt zur Bürgerberatung von schwangeren Frauen. 
Das Projekt selbst wird im anschliel3enden Abschnitt 6.4 vorgestellt bevor der 
Beitrag mit einem Ausblick schliel3t. 
6.3 Bau.steine eines modemen Bürgerservice vor Ort 
Eine kurze Begebenheit aus unserem Pilotprojekt zur kooperativen Beratung lãsst 
die wesentlichen Bausteine modernen Bürgerservices vor Ort deutlich werden: 
Nach einer Viertelstunde Wartezeit kam der Partner einer schwangeren Frau in 
einem Bürgerbüro mit mehreren Theken und Bearbeiterarbeitsplãtzen sowie 
integrietiem Watieraum an die Reihe. Er schildette seine Situation (Freundin 
ist schwanger, Kind kommt im August, er ist noch Student) uud fraf,>i.e, was 
alles von gesetzlicher Seite her beachtet und geklãrt bzw. beantragt werde 
müsse. Der Berater reagierte mit einem Zuruf zu einer Kollegin quer durch 
den Raum ,WeiBt Du, was der junge Mann tun muss, seine Freundin ist 
schwanger, er studiet1 uud im Herbst kommt das Kind?" Als Antwort wurde 
zurückgemfeu : ,,Erziehungsgeldantrag uud Broschüre im Stãnder, Vaterschafts­
anerketmung im Jugendamt, eventuell Zuschuss fur Familien beantragen im 
Sozialamt und wiederkommen, wenn das Kind geboren ist". Die Umstehenden 
waren durch den Zuruf aufmerksam gewordeu und betrachteten den kütútigen 
Vater mit wachsendem Interesse. Dieser verlieB mit hochrotem Kopf, einem 
Antrag auf Erziehuugsgeld sowie einer allgemeinen luformationsbroschüre 
das Bürgerbüro, um sich bei den anderen empfohleuen Stellen der Kommune 
kundig zu machen bzw. sein Anliegen wieder vorzubringen.1 
Kurzszene, wie sie sich im Rahmeu des Mystery-Shoppings eiues Projektruitarbeiters 
abspielte. 
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Die folgenden Unterabschnitte greifen jeweils einen Baustein auf, der daun im 
Einzelnen dargestellt wird und die jeweils damít verbundene Problematik wie 
auch die Lõsungsmõglichkeiten thematisiert. 
6.3.1 Râumliche und organisatorische lntegration 
Heute herrscht in der õffentlichen Verwaltung noch das so genannte Go-Gov­
ernment vor (Brüggemeier 201 O, S. 96), das es für den Bürger notwendig macht, 
sein Anliegen mit der jeweils zustãndigen Behõrde selbst zu regeln. Hierzu muss 
er sich kundig machen, welche Stellen betroffen sind und wer dort zustandig ist. 
Dieser Umstand wird auch als Behõrdenrallye (Schedler/Proeller 2003) bezeich­
net, da der Bürger vou einer Stelle zur nãchsten geht und jeweils sein Anliegen 
erklãren, seiue Fragen stellen tmd Angaben machen muss. Dies ist nicht nw- für 
den betroffenen Bürger wenig effizient, sondern auch in der Verwaltung müssen 
sich bei komplexeren Anliegen mebrere Personen neu in ein Thema bineinden­
ken und sei es nur, weil sie dem Bürger Lotsendienste zu anderen zustãndigen 
Personen geben müssen. In unserem Beispiel muss der Bürger mindestens drei 
weitere Stellen aufsuchen und sein Anliegen jeweils vortragen, um bei jeder die­
ser Stellen deu dOit organisatorisch angesiedelten Teil seines Anliegens Ztl kla­
ren. Diese Struktur kann durch das Konzept des One-Stop-Govemments, das di e 
Bündelung vou Services uud Leistungeu der unterschiedlichen Behõrden vor­
sieht, bürgerfreundlich umgestaltet werden. Je nach dem Grad der Bündelung 
der Leistungeu kann dies ebenenbezogen, d.b. iuuerhalb einer Orgauisation, ebe­
nenübergreifend, d.h. interorganisatorisch und entsprechend dem Single-Win­
dow-Prinzip bis zur fõderalen Ebene hiu integrie1t gescheheu. Ziel ist es, dem 
Bürger Transaktionskosten zu spareu, durch z.B. kurze Wege und geringen hl­
teraktionsaufwand, uud ihn seitens der Verwaltung mõglichst effizient zu be­
dienen. 
Diese Form der Restrukturienmg erfordert gleichzeitig eiue Neuorientie­
nmg entsprechend den Front- tmd Back-Offices. Unter Front-Offices wird die 
Anlaufstelle verstanden, die den direkten Kundenkontakt und damit die Kom­
munikation übernimmt, und unter Back-Offices die Stellen, die die Front­
Offices bei der Leistungserstellung unterstützen und ihnen zuarbeiten. Im Be­
reich Front-Office werden die einfachen und orgauisatorisch einstufigen Anlie­
gen der Bürger abgewickelt. Im Back-Office sitzen Experten für weitergehende 
Bearbeitung und Beratung. Voraussetzung ist hierfür ein medienbruchfieier In­
formationsaustausch und die Integration der hãufig isolie11en Anwendungssys­
teme. Beispielsweise katm bei einer einfachen Transaktion im Front-Office die 
Erfassung eines Antrags direkt im Anwendungssystem erfolgen, gegebenenfalls 
notwendige Originaldokumente kõnnen eingescannt uud anscWieBend kann alles 
an die dafür zustãndigen Sachbearbeiter im Back-Office auf elektronischem 
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Wege zur abschlie6enden Bearbeitung weitergeleitet werden. Mõchte ein Bürger 
zwischendurch den Bearbeitungsstand erfahren, kann er dies über die Nachfrage 
im Front-Office klaren oder gegebenenfalls selbst online mitverfolgen. Auch 
wenn innerhalb der Verwaltnng mehrere Mitarbeiter zustandig sind, existiert 
nach auBen ei ne erste Anlaufstelle für den Bürger. 
Anforderungen, die sich an die Gestalt ung der Front-Offices ergeben, sind 
in der Literatur zur Gestaltuug von Bürgerbüros bereits diskutiert worden (u.a. 
Stadtetag Baden-Württemberg 1997). Di e Architektur in Bezug auf Bürgerbera­
tung sollte drei Fonnen von Anlaufstellen unterscbeiden: Selbstbedienung an 
Informationssaulen/-standem ete., Arbeitsplatze für ,Laufkundschaft" und Bera­
tungsarbeitsplatze. Für Laufkundschaft mit einfachen Informationsanliegen, die 
mit kurzer Auskunft bedi.ent werden kõnnen, eignen sich durchaus Infonnations­
theken, die als Stehplatze gestaltet werden. Beratungsarbeitsplatze, an denen 
komplexe Anliegen bearbeitet werden, sollten Sitzmõglichkeiten aufweisen. Die 
kurze Beispielszene aus dem Projekt verdeutlicht u.a., dass Vertraulichkeit und 
gegebenenfalls auch Datenschutz durch rãumliche Gestaltung und/oder durch 
Mitarbeiterverhalten nicht immer gewãhrleistet sind, so dass tur den Bürger 
pei.nliche Situationen e.ntstehen kõn.ne.n. Ei.n Ergeb.nis des Forschungsprojektes 
zu kooperat iver Bürgerberatung war, dass sich die Bürgeriuuen in abgeschlos­
senen kleinen Beratungszimmern wesentlich offener auBerten und ein Vertrau­
ensaufbau zwischen Bürgerin uud Beraterin innerhalb kürzester Zeit gelang. In 
einem GroBraum konnte dies nicht beobachtet werden. So scheinen sich Raum­
atmosphare un d Óffentlichkeit au f Diskretion un d Offenbeit auszuwirken. 
Wi.rd ein Beratungssystem ei.ngesetzt, bedarf es entsprechender Ausstattung 
(z.B. mit GroBbildschirmen mit Touch-FunJ...'tion) sowie geeignetes Mobiliar. 
Theken oder Beratungsplatze, an denen sich Bürger und Berater frontal gegen­
überstehen oder -sitzen, sind weniger geeignet. Beide kõnnen dann nicht gleich­
zeitig an einem Bildsch.irm bequem lesen. Für einen von beiden steht das zu Le­
sende auf dem Kopf oder wird schlecht lesbar. Weiterhin leidet das Vertrauen, 
weill doch der Bürger nicht, was der Berater gerade (über ilm?) ei.ntippt. Zudem 
werden Wartezeiten als unangenehm empfwtden. Soll der Bürger am Bildschirm 
mitlesen, mitarbeiten und gegebenenfalls diesen auch mit bedienen konnen, wird 
ein adaquates Nebeneinander notwendig. Trapezfõrmige Tische, an denen Kunde 
uud Berater iu eiJ1em Wiokel von 135% oebe.ne.inander vor einem Bildschinn 
sitzen, bieten eine Lõsungsmõglichkeit. Der Abstand zwischen Berater und Bür­
ger lasst sich entsprechend wahren, da die Tischecke den jeweiligen Platz ab­
grenzt tmd ein Auf-die-Pelle-Rücken, wie es eine Beraterin zwn Ausdruck 
brachte, unterbunden wi.rd. 
Bisher scheitert eine weitreichende Umsetzung des One-Stop-Governments 
an den bestehenden Zustandigkeiten . Diese smd au organisatorische Grenzen 
gebunden, die noch auf dem Territorialprinzip beruhen und neu geordnet werden 
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müssten. Auch scheitett die Umsetzung an einem adaquaten Einsatz von lnfor­
mationstechnologie (Schuppan 2009c). Erste Schrítte in die Richtung von One­
Stop-Goverrunent wurden bislang durch die Umsetzung der EU-Dienstleistungs­
richtlinie mit einem Einheitlichen Ansprechpartner für den Gewerbetreibenden 
tmd der behõrdenweiten Rufnummer D 1 15 für al le deutschen Bürger gemacht 
(vgl. Kap. 4). 
6.3.2 lnformations- und Medienintegration 
Bürger werden von Verwalnmgen mit Broschüren, Faltblattern, Informations­
schriften, Verzeichnissen, Informationen auf Intemetportalen, Ausdrucken aus 
behõrdeninternen Informationssystemen, E-Mails, Fax, Face-To-Face-Beratun­
gen und Telefonauskünften infonniett. Diese Informationsmedien sind in den 
Verwaltungen haufig nur !ose integriert. Bei unseren Mystery-Shoppings erhiel­
ten wir beispielsweise zehn unterschiedliche Broschüren, di e alle bis auf geringe 
Abweichungen die gleichen Informationen enthielten. Für eine umfassende In­
formation mussten wir jedoch aU e durcharbeiten. So wird der Bürger zum einen 
mit lnfonnationen überflutet uud zum anderen erbalt er widersprüc.hliche, un­
vollstiindige oder veraltete Informationen. Dies geschieht, weil z.B. die Daten 
im intemen Infonnationssystem nicht mit den Daten un Internet abgeglicben 
sind, di e Broschüren ni eh t mit der Internetprasenz abgestimmt sind, unterschied­
liche Broschüren von unterschiedlichen Behõrden zur gleichen Lebenslage un­
abgestimmt existieren oder weil Mitarbeiter einen veralteten Informationsstand 
haben. Eine Überwachung der Informatíonsqualitiit vou mehreren separat ge­
pflegten Informationsbestánden ist für viele Vetwaltungen Ztl aufwendig. Des­
halb sollte e.in guter Bürgerservice auf e.in.em integrierten Informationsbestand 
aufbauen. Zu dieser Integration gehõrt zum einen die technische Integration der 
lnfo.rmationen in einem so genannten Enterprise Content Management System. 
Aus diesem einheitlichen Infmmationsrepository kõnnen dann unterschiedliche 
Systeme (Intemet, intemes Informationssystem, Broschüren ete.) gespeist wer­
den. Zum anderen gehõrt hierzu eine Integration der Informationen in die AJ·­
beitswelt und den Arbeitsplatz der Berater (uud sonstigen Verwaltungsmitarbei­
ter). Hierzu muss bekannt sein, welche Infonnationen zur Verfügung stehen, sie 
müssen zuganglich sein und die MJtarbeiter benõtigen das notwendige Handha­
bungswissen für das Informatíonssystem uud di e Informationen. 
Obwohl heute haufig noch nicht einma1 die Integ.ration vou venvaltungs­
intern verfügbaren Informationen am Arbeitsplatz der Berater gewahrleistet wer­
den katm, steht mit der 1ntegration von extemen Informationen, z.B. aus anderen 
Behõrden oder aus dem Internet, schon die nachste Herausforderung an. Die 
zum Teil auBerordentlich f.,'Ute lnformation des Intemets fúhrt dazu, dass Mitar­
beiter mit Bürgern konfrontiert werden, di e in Teilbereichen einen deutlichen In-
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fonnationsvorsprung haben. Für das Selbstwert.gefühl der Berater sowie das 
Image der Verwaltung bringen derartige Infonnationsasymmetrien Probleme mit 
si eh. 
Für den ratsuchenden Bürger wirft nicht nur die Infonnationsbereitstellung 
der Verwaltung an ihn, sondern auch die Speicherung von Informationen über 
ihn Fragen auf. Er erwartet, dass ein Berater Zugang zu der Vorgeschichte sei­
nes Anliegens hat, unabhangig davon, ob er mit der Verwaltung per Brief, E­
Mail, Fax oder Telefon kommuniziert hat. In Untemehmen werden hierfür 
CRM-Systeme (= Customer-Relationship-Systeme; Wilde/Hippner 2008) einge­
setzt. Zwar sind Behõrden durch Datenschutzgesetze in der Einfiihrung eines 
verbindlichen, übergreifenden CRM eingeschrankt, aber das ist kein Hindernis 
für eine (zweckbestimmte oder vom Bürger ausdrücklich bewilligte) lntegration 
seiner Kommunikationsdaten und der für ilm relevanten Infonnationsbestande. 
Der von Schafer (vgl. Kap. 2) vorgeschlagene Dokumentsafe ist ein guter Aus­
gangspunkt für einen integrierten Datenbestand unter der Kontrolle des Bürgers. 
Um mit den derzeit vorhandenen Mangeln beim Wissensaustausch umzuge­
hen, setzen sich allmahlich neuere Technologien wie Wikis durch. Beispiels­
weise habe.n Freiburg, Mannheim u.a. mit ibrem gemeinsam intern genutzte.n 
Wiki für ihre Mitarbeiter eine Wissensbasis geschaffen, die diese bei iluer tagli­
chen Arbeit unterstützen soll (Sclu11id 2009). Allgemein gestalten sich Mítarbei­
ter ihre eigenen Hilfsmittel (Checklisten, Adresslisten, Verzeichnisse ete.), so­
fern die angebotenen nicht ausreichend sind oder keine existieren. Einen ande­
ren Ansatz geht die Stadt Kõln mit dem zentralen Aufbau einer organisatori­
schen Wissensbasis (vgl. Kap. 4). 
6.3.3 Beratungsprozess 
Bisher ist ínsbesondere die Beratung für komplexe l.nformationsanliegen in vie­
Ien Verwaltungen nicht zufriedenstellend gelõst (Hielscher/Ochs 2009; Schenk/ 
Schwabe 20 l Oa). Die Gestaltung des Beratungsprozesses ist ahnlich der abgege­
benen Auskünfte bisher abhiingig von der Erfahnmg, den Praferenzen und dem 
individuellen Wissen der Berater. So kann es sein, dass ein Bürger trotz kom­
plexem Sachverhalt nach seiner Auftaktfrage sofort eine (unpassende) Antwort 
erhãlt, ohne dass di e Berater naher auf den Sachverhalt eingehen und den h1for­
mations- und Beratungsbedarf herausarbeiten. Zeitdruck, mangelndes Wissen 
tmd Beratu.ngsroutine verhindern eine seriose Bedarfsennittlung durch den Bera­
ter Wie unser Beispiel des Mystery-Shoppers zeigt, drücken Berater den Bür­
gem einfach Infonnationsbroschüren in die Hand, olme vorher zu klaren, ob 
diese zur Beantwortung seiner Fragen geeignet sind und ohne Hilfe beim Durch­
arbeiten oder Verstehen dieser anzubieten. Auch neigen Berater dazu, beim ers­
ten ihnen bekannten Stichwort mit Antworten zu beginnen, um ni eh t au f Fragen 
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zu stoBen, die sie gegebenenfalls nicht beantw01ten kõnnen. Dieser Beratungs­
stil wird in Anbetracht des breiten zu beherrschenden Leistungsspektrums als 
eine ,Überlebensstrategie" vou Beratem entwickelt, um den Gesichtsverlust des 
Nicht-Autworteu-Kõuueus zu vermeiden. Durch diese Formeu der teilweiseu 
Beratung leidet die Beratungsqualitãt. Nicht der Bedarf des Bürgers, sondem das 
Wissen des Beraters ist ausschlaggebend fUr die erhaltene Beratung. 
Um dem entgegenzuwirken, empfiehlt die Literatur zur kooperativen Bera­
tung (Mutzek 2005) eiue initiale Bedarfsemlittlung, um ein gemeinsames Ver­
standnis der Ausgangssituation mit den dazugehõrigen Auliegen zu erarbeiten. 
Bei deu Infonnationswissenschafteu wird ein eigenstandiger Schritt der Bedarfs­
ennittlung VOJ' der Informationssuche ausruiicklich gefordett (Ellis et al. 2002, 
S. 885). AnschlieBend kann dann aufbauend auf das gemeinsame VersUindnis 
das Erarbeiten der Lõstmg beginnen. 
Somit ist die Bedarfsermittlung essentiell, um den Bürger in die Lage zu 
versetzen, seinen wirklichen Bedarf in Fragen explizit zu machen bzw. seinen 
wirklichen Bedarf durch die Hilfe des Beraters und dessen Fragen zu erkennen 
(Taylor 1962, S. 39lff.). Um in den auschlieBenden Phasen Doppelarbeit bei der 
Infonuationssuche und -aggregation zu venueiden, sollten die erarbeiteten Fra­
gen und Aspekte schriftlich festgehalten werden. Sie kõnnen daun sottiert und 
priorisiert werden. Keiner von beiden Beteiligten wird sicb im folgenden Ge­
sprãch nur auf einen Aspekt konzentrieren uud die restlichen Fragen/Aspekte 
vergessen, zum anderen versteht der Bürger das anschlieBend Erarbeitete leich­
ter und es bleibt ihm in Erillllenmg. Diese Form der persõnlichen Bedarfsermitt­
lung ermõglicht das individuelle tlexible Eingehen auf den Bürger und das Er­
arbeiten einer atú' den Bürger zugeschnittenen Lõsung. Dies ist ein Schritt zur 
,vollstandig, konekt, verstãodlich uud auf den Eiozelfall" bezogenen Beratung 
na eh Pippke ( 1990). 
Für die Ausgestaltung der Pbasen des h1foJTOationssuchverhaltens und des 
Post-liúormations-Suchverhaltens schlagen wir vor, beim Beratungsprozess sechs 
Teilphasen zu unterscheiden (siehe Abb. 6-l): 
Nach der Gesprãchserõffmmg wird in der Phase der Bedarfsermittlung ge­
meinsam das Aoliegen ergründet, um daraus den individuellen Infonnations­
und Beratungsbedarf abzuleiten und struk.1:uriert darzulegen. Ausgangspunkt für 
die Bedarfserfüllung ist die folgende Phase der Lõsuugssuche. Hier sind zwei 
Aktivitãten zu unterscheiden. Zum einen werden relevante Inf01mationen uud 
Unterlagen gesucht. Zum anderen wird di e gefundene Information diskutiert un d 
in einen Sinnzusammenhang mit dem Anliegen des Bürgers sowie mit anderen, 
vorher gefundenen illformationen gestellt. Wenn beispielsweise eine schwan­
gere Frau Informationen zum EltemgeldantTag gefunden hat, daun kallll es sinn­
voll sein, diese Informationen in eine Agenda einzutragen, in der aufgefúlut ist, 
wann sie sich um was kümmem muss. Ziel dieser Phase ist es, die Handlungsfa-
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higkeit des Bürgers für seine Lebenslage herzustellen. ln der Phase des Ge­
sprachsabschlusses wird das Recherchierte noch einmal kurz durchgegangen 
und dem Bürger ausgehandigt. Lediglich bei einfachen Lotsenanliegen konnen 
die Phase der Bedarfsennittlung und die der Informationsaggregation fehlen, bei 
allen anderen sollten alle Phasen durchlaufen werden, um Missverstãndnisse un d 
ei n Aneinander-Vorbeireden zu vermeiden. 















Es empfíehlt sich, die Tnformationssuche und Aggregation von den eigentlichen 
Transaktiouen zu trennen, um den Prozess nicht zerfasern zu lassen. Erfordern 
die Transaktionen eine Eingabe von lnfonnationen durcb den Mitarbeiter der 
Verwaltuug, daun sollte dies nach Moglichkeit unmittelbar im Anschluss an die 
Beratung gescbehen. Wird die Transaktion durch Ausfüllen eines FomJUlars aus­
gelost, daun kann der Kunde dies im Nachgang auf das Gesprãcb vor Ort (z.B. 
an Tenninals oder haudscbriftlicb) oder zu Hause über das Internet tun. Nur 
weuu der Bürger sichtbar mit dem Formular überfordert ist oder lufonnations­
sucbe uud F onnular untrennbar miteinander verbunden sin d, lohnt si eh e in ge­
meinsames Ausfülleu des Formulars. Die gemeinsame Zeit vou Bürger uud Be­
rater sollte besser in die Beratung als in das Ausfüllen des FomJUlars investiert 
werdeu. 
6. 3. -1 Berater-Bü rger-1 nteraktion 
Die Analyseu vou Hielscher/Ochs zeigeu, wie weuig Berater und Bürger si eh in 
Beratungsgesprachen im Rahmen der Arbeitsvermittlung auf Augenbohe begeg­
uen, mileiuander kommuuiziereu und iuleragieren (2009, S. 1 15). Diese Beob­
achtung wird durch die Resultate des Forschungsprojektes zu kooperativer Bür­
gerberatuug bestãtigt (Scheuk/Schwabe 2010a): Eiu Gruud hierfür liegt in der 
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Infonnationsasymmetrie zwischen Bürger uud Berater. Der Berater schõpft ein 
überhõhtes Selbstbewusstsein aus seinem Informationsvorsprung bezüglich mõg­
licher Lõs1mgen. Dieser wird noch durch sein Monopol über das Infonnations­
medium Computer verstãrkt. Dabei übersieht er Ieicht, dass der Bürger ,,Ex­
peiie" seines Anliegens uud seiner Situation ist. Für eine erfolgreiche Beratung 
und Dienstleistung ist der Berater auf die Zusammenarbeit mit dem Bürger 
angewiesen. für eine gute Zusammenarbeit ist aber eine Kommunikation auf 
Augenhõhe wesentlich. Das erfordert insbesondere in komplexen Lebenslagen 
einen Vertrauensvorscbuss oder den Aufbau vou Vertrauen. Unterstützend für 
den Vertrauensaufbau wirken Transparenz und Nachvollziehbarkeit im Bera­
tungsprozess sowie Externalisienmg des Besprochenen (Schenk/Schwabe 201 Ob ). 
I m Beratungsprozess kann der Berater drei Rollen eio.nebmen: Ergebo.isprã­
sentator, Cbauffeur tmd Kooperationspartner (Schenk/Schwabe 20 l O b). 
Das Modell des Beraters als Ergebnisprãsentator ist die derzeitige Praxis. 
Hier hat ein Berattmgsgesprãch drei Phasen: Eine erste Erhebungsphase des In­
fonnationsbedarfs (hãufig sehr kurz), eine zweite Phase der individuellen Infor­
mationsrecberche dmch den Berater uud eine dritte Pbase der Ergebnisprãsenta­
tion (in der Praxis meist: Kurzauskunft sowie Übergabe der U:nterlagen). 
Im Gegensatz zum Berater als reinem Ergebnisprãsentator leitet der Berater 
al s Cbauffeur den Bürger nach einer in.itialen Bedarfserhebung durch die Phasen 
der Informationssucbe uud -aggregation, indem er die einzelnen Aktivitãten mit 
ihm abspricht und ihm sowohl Einblick in seine Suchaktivitãten gibt und ihm 
die Zwischenergebnisse prãsentiert, sowie diese mit ihm dmchspricht. Dadurch 
kanu der Bürger nacbvollziehen und darauf Einfluss nehmen, wie der Berater zu 
seinem Ergebnis kommt. Der Beratungsprozess uud die Mediennutzung bleiben 
dabei unter der Kontrol! e des Beraters. 
Im Modell des Beraters als Kooperationspa1iner wird die Kontrolle über 
den Prozess un.d die Medien.nutzung mit dem Bürger geteilt. Beide suchen z.B. 
in verschiedenen Broschüren gemeinsam nach Lõsungen oder beide arbeiten 
gemeinsam aktiv an einer Agenda für die anstehenden Aktivitãten. Wenn mo­
derne Computer mit Touch-Screen-Monitoren eingesetzt werden (siehe das Bei­
spiel zur Bürgerberatung 2.0 weiter unten), darm kann der Bürger in das Ge­
schehen ,eingreifen" und selbst auch den Computer mit bedienen. 
Welche der drei Optionen der Beraterrolle angemessen ist, hãngt vom Typ 
des Bürgers uud von der Lebenslage ab. Bei einfachen und einmaligen Transak­
tionsanliegen, Lotsendiensten oder wenn der Bürger unter einem guten Service 
versteht, dass er Anliegen an die Verwaltung delegieren kann, daun ist das Mo­
dell des Ergebnisprãsentators angemessen. Hat der Bürger komplexe Inforrna­
tionsanliegen und ist ihm die Herstellung der Handlungsfáhigkeit wichtig, dann 
sind die Modelle des Beraters als Chauffeur oder das Kooperationsmodell über­
Iegen. Der Bürger wird im Laufe der Beratung qualifiziert, sich selbst um seine 
Urheberrechtlich geschütztes Material 
Bürgerservice vor Ort 151 
Anliegen weiterzukümmem. Die Ergebnisse sind glaubwürdiger, weil der Pro­
zess ihrer Erarbeitung transparenter ist und die Beteiligung führt zu einem hõhe­
ren Buy-in. Leer-/WaJiezeiten werden reduzieJi bzw. durch das Mitlesen weni­
ger lãstig empfunden. Die Kombination des Know-hows von Bürger und Berater 
ka1m zu einem besseren Ergebnis führen. Allerdings ist eine solche Vorgehens­
weise anspruchsvoller für den Berater. Dieser muss au f di ese Rollen durch Qua­
lifikationsmal3nahmen vorbereitet werden. 
6.3.5 Qual(fikation der Berater 
Viele Berater in zentralen Anlaufstellen (insbesondere Bürgerbüros) sind nicht 
urofassend qualifiziert. Laut Interviews mit Vorgesetzten in der õffentlicben 
Verwaltung uud Politikern ist der Mangel an Fachwissen auch organisatorisch 
begründet: Die Integration von Aufgaben und die Zusammenlegung von z.B. 
Einwohnermelde- und Passwesen in die Bürgerbüros haben mancherorts zu 
einer sehr breiten Leistungspalette geführt, ohne dass Hilfsmittel für deren Be­
wãltigung bereitgestellt 'A'lll'den. Andernorts werden Mitarbeiter, die zu Sachbe­
arbeitertãtigkeit nicht eingesetzt werdeu kouneu, in das Bürge.rbüro versetzt, 
ohne für diese Aufgabe qualifizieii zu sein. Dort wird die Tãtigkeit im Bürger­
büro eher als Wegweiser zu den spezialisierten Sachbearbeitem in den Fach­
ãmtern verstanden. 
Die Mitarbeiter müssen zur Serviceerbringung qualifiziert sein. Beratungs­
und Gesprãchskompetenz sowie geschulter Umgang mit BüJgern ist gegenüber 
dem Bürger in unserem Beispiel kaum zu erkennen. Kern des Gesprãchs ist bis­
her nicht das Anliegen des Bürgers, sondern die schnelle Abhilfe - ja beinahe 
Abfertigung - steht im Vordergruud. So sind Gesprãchsführungstechniken - ue­
ben Fachwissen und der Fãhigkeit zur Bedienung von Informationssystemen -
wesentliche Bereiche, in denen Qualifikationen in Zukunft systematisch entwi­
ckelt uud traiuieii werdeu müssen. Für deu Bereich des Fachwissens wird eiue 
Kombination an fundiertem breiten Domãnenwisseu uud Suchstrategien not.­
weudig (vgl. Schuppan 2010a). Die Aspekte, die die Berater nicht kennen, müs­
sen sie finden konnen uud hierzu brauchen sie Vorwissen, um Suchabfragen zu 
formulieren. Auch wenu diese Forderuug bereits im Rahmeu der Multifuuktio­
nalen Servicelãden (vgl. Lenk/Klee-Kruse 2000) bestand, mangelt es au der Um­
setzung, und dem Berater geliugt es, sich auch ohne dieses ,durchzulavieren". 
Dies schon deshalb, weil der Bürger nicht weil3, was er als Beratungsergebnis 
erwarten kanu uud damit uicht bewerten kanu, ob inhaltlich gut oder schlecht 
beraten \o\'lnde. Letzteres ka1m lediglich ein Kenner der Materie beurteilen. 
Sich waudelude Lebeusumstãnde uud eine wachseude Regeluugsdichte füh­
ren dazu, dass selbst bei gr6Btem Bemühen Berater nie ein vollstãndiges Wissen 
zu eiuem groBen Arbeitsbereich habeu kõuneu. Umso wichtiger ist es, dass sie 
Urheberrechtlich geschütztes Material 
152 Birgit Schenk, Gerhard Sclnvabe 
mit ihrem unvollstãndigen Wissen umgehen lemen. Hierzu gehõrt neben den 
oben genannten Informationssuchstrategien ein modemes Selbstverstãndnis eines 
Bürgerberaters. Er sollte sich nicht als allwissender Auskunftsgeber, sondern als 
kompetenter Problemlõser verstehen. Ausgangspunkt ist ein fundie11es Problem­
versti:i.ndnis. Für die Gesprachsfülmmg bedeutet dies, dass der Bürgerberater 
offene Fragen stellen und dem Bürger zuhõren kõnnen muss. Für die Erarbei­
tung un d Umsetzung eines geeif,'lJeten Problernlõsungsprozesses benõtigt er Mo­
derationswissen, damit er den Beratungsprozess steuem kann, ohne den Bürger 
zu übe1fahren (Schwabe et al. 20 l Ob ). 
Für die Nutzung eines Informationssystems bedeutet dies, dass der Berater 
entsprechende Kenntnisse uud Fãhigkeiten zur Bedienung vou Infonnations­
systemen besitzen muss. Zusãtzlich muss er in der Lage sein, di.eses Anwen­
dungswissen auf seinen Arbeitsprozess zu übertragen und in diesen zu integrie­
ren. Dies setzt QualifizierungsmaBnahmen voraus, di e nicht n ur auf die Vennitt­
ltmg vou Anwendungswissen (wo muss ich klicken und was muss ich ausfüllen?) 
zielen, sondem auch den Arbeitsablauf berücksichtigen und die Systemnutzung 
anhand diesem aufzeigen. Dmch diese Vorgehensweise in der Schulung wird 
ein Transfer in die Praxis an.gebabnt uud dem Berater leicht gemacbt. 
6.4 Bürgerberatung 2.0 
IT-gestützte Bürgerservices vor 011 sind nicht neu. 2 Schon seit langem geben 
Mitarbeiter in Bürgerbüros und an.deren Servicestellen der Verwaltung die not­
wendigen Transaktionsdaten in Informationssysteme ein, z.B. wenn sich ein Bür­
ger anmeldet oder eine Meldebescheinigung benõtiJ:,rt. Für komplexere AnJiegen 
haben sich CRM-ãhnliche Fallmanagementsysteme etablie11, in denen für meh­
rere Transaktionstypen alle Daten integriert vorgehalten werden. Diese sind bei­
spielsweise im Sozialwesen üblich. Wenn Behõrden heute Beratungssoftware 
(z.B. VerBis, A2LL, PROSOZ) einsetzen, dann sind es in der Regel fortentwi­
ckelte Fallmanagementsysteme. Diese Yerfahren bilden den Informationsbedarf 
der õffentlichen Yerwaltung ab, nicht den der Bürger oder den Beratungsbedarf 
und -ablauf. Die eigentliche Beratungstãtigkeit wird nicht unterstiitzt. hn Ge­
genteil, di e Erfassung der Daten wird haufig in die Beratung hinein verlagert, so 
dass die Gefahr besteht, dass die Beratungsgesprãche sich eher auf die auszu­
füllenden Bildschirmmasken konzentrieren und weniger auf die individuelle Be­
ratung des Bürgers. Yertrauensautbau, der gerade in kritischen Lebenslagen fiir 
eine gute Beratung eine wesentliche Grundlage darstellt, wird durch die Domi­
nanz des Computereinsatzes behindert. 
2 Ei ne Vorfassung dieses Textes ersch.ien im QuartaJsberich.t des Landkreistages 1/2010. 
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hu Folgenden wird eiu Forschungsprojekt vorgestellt, das eiue moderne 
Bürgerberatung aus Sicht des Bürgers exemplarisch umsetzt. Das Projekt ,Bür­
gerberatuug 2.0" hat zum Ziel, eine moderne effiziente uud effektive Bürger­
beratung für komplexe Lebenslagen mit Hilfe vou computergestützten Informa­
tioussystemen zu entwickeln uud zu erproben. Eiu erster Prototyp wurde 2009 iu 
Zusammenarbeit mit der Stadt Sindelfingen und der Datenzentrale Baden­
Wüiitemberg im Rahmen der Diplomarbeit von Claudia Bretscher (Bretscher 
2009) entwickelt. 
Im Folgenden werden wir auf di e Hauptbereicbe des Projekts eingehen. Ein 
erster Unterabschnitt führt in das gewahlte Szenario, die Methodik und die Da­
tenerhebung ein. Der zweite Unterabschnitt zum Bedarf zeigt, wie schwierig es 
aus Bürgersicht sein kann, relevante Infonnationen uud Rat zu finden, wenn die 
õffentliche Verwaltung auf dieses Informationsanliegen nicht vorbereitet ist. Der 
dritte Unterabschnitt beschreibt die Architektur eines Beratungsunterstützungs­
systems und im vierten Unterabschnitt wird anhand eiuer fiktiven Beratungs­
szene der Beratungsprozess mit Hilfe des Systems aufgezeigt. Im fünften Unter­
abschnitt stellen wir zum Abschluss die Ergebuisse eiuer Beuutzerevaluation dar. 
6.4.1 Methoden und Datenerhebung 
Al s Methodik für di e Dateuerhebuug, den Eunvurf uud di e Eunvicklung des Pro­
totyps wurde das Scenario-Based Development (Rosson!Carroll 2002) mit dem 
Szenario ,Geburt" als Lebenslage gewahlt. Werdende Eltern sind bei ihrem ers­
ten Kind mit einer für sie unbekannten komplexeu Situation konfrontiert, die 
viele Fragen atú'wirft und bei der vieles, nach dem gefragt werden kanu, nicht 
bekannt ist. 
Zwei Szenarien fi r die Lebenslage ,Geburt" bildeten den Ausgangspunkt 
für die Erhebungen des Informations-, Beratungs- uud Servicebedarfs einer 
schwaugereu Frau. Diese Szenarien sind (verkürzt): 
Szenario l :  I eh bin i m dritteu Monat schwanger uud mõchte mich informie­
ren, was ich rechtlich beachten muss und was ich gegebenenfalls beantragen 
oder erledigen muss. Ich bin verheiratet und wir haben bisher keine Kinder. 
Szenario 2: Meine Frew1din ist im dritten Monat schwanger uud wir mõchteu 
gem wissen, was wir rechtlich beachten und was wir gegebenenfalls beantra­
gen oder erledigen müssen. Wir sind noch nicht verheiratet und meine Freun­
diu. studiert noc.h. 
Der Bedarf wurde nach der in diesem Buch beschriebenen Methode (vgl. Kap. 
7) erhoben. Insgesamt wurden 1 8  Mystery-Shoppings durchgeführt. In den ers­
ten zwei Shoppings ging eine schwangere Bürgerin in Begleitung einer Forscbe-
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rin zur Stadtverwaltung. Die folgenden 16 Shoppings wurden von weiteren For­
scherinnen und einem Forscher durchgeführt und bauten inhaltlich auf den Er­
fahnmgen der ersten Mystery-Shoppings auf. In zwei Workshops mit 14 Bürge­
rinnen wurden Daten zu deren Informationsverhalten (Wilson 1997) und ihrer 
BeweJtung des Bürgerseivices ihrer Kommtme erhoben. In zwei Workshops mit 
neun Berater/inne/n wurden die Bandbreite der Beratungsthemen sowie deren 
Einschatzung zu Bürgerbeda1f und -verhalten ermittelt. Weitere Daten lieferte 
die Analyse der Intemetauftritte von 1 8  Kommunen und der bei den Mystery­
Shoppings erhaltenen Broschüren. Der erhobene Bürgerbedarf diente als Aus­
gangspunkt für die Entwicklung eines Beratungsprozesses und eines Prototyps 
für eine IT -gestützte kooperative Beratung. Der Prototyp vvurde zuerst fonnativ 
mit je vier Beraterinnen und Bürgeriru1en (Schwangere) uud anscblieBend sum­
mativ mit acht Beraterinnen uud 15  Bürgerinnen (Schwangere uud Bürgerinnen, 
die gerade ein Kind geboren hatten) aus Sindelfingen in Testsitzungen evaluiert. 
Die formativ evaluieJten Sitzungen wurden beobachtet tmd mit Vídeo aufge­
zeiehnet. Die Beratungsdauer wurde entspreehend dem Arbeitsalltag der Berate­
rinnen au f ea. 20 bis 30 Minuten ausgelegt. 
6.4.2 Bedaif 
In Workshops wurden werdende Eltern naeh den Aspekten gefragt, die sie zur 
Lebenslage ,Geburt" als wiehtig empfinden und zu denen sie Informationen su­
ehen. Drei Themenbereiehe ergaben si eh: 
(a) medizinische Informationen zu Sehwangersehaft und Geburt, 
(b) Informationen zu tlnanzieller Unters tiitzung uud 
(e) Informationen zu kommunalen Angeboten. 
Binsichtlieh der medizinisehen Infonnationen (a) sahen sie keine Notwendigkeit 
für ein zusãtzliehes Informationsangebot, denn dies sei über Ãrzte uud Hebam­
men hinli:inglich abgedeckt. Noch ausbaufahig sei das Informationsangebot von 
õffentlieher Seite für die Themenbereiehe (b) und (e). Der für sie wiehtigste 
Themenbereich war die fmanzielle Unterstützung. Dies wurde mit sehr allge­
meinen Fragen wie ,Was gibt es?", ,Bin ieh bereehtigt?", ,Wann muss ieh was 
beantragen?", ,Wo finde ieh die Antrage?", ,Welche Unterlagen sind notwen­
dig?" ausged.rüekt. Die allgemein gehaltenen Fragen zeigen, dass die werdenden 
Eltem iJu·en 1Júonnationsbeda1f nm unvollstandig fonnulieren konnten. Es feh.lte 
ihnen an Vorwissen, um konkreter fragen zu kõnnen. Im Gegensatz dazu konn­
ten Mitarbeiter und Eltem von Neugeborenen wesentlieh gezieltere Fragen for­
mulieren. Sie benannten insgesamt 1 9  konkrete relevante Themen. Dies bestãtigt 
das in der Forschung bereits disk."Utierte Problem des mangelnden Vorwissens 
(Eilis et a. 2002) und des daraus resultierenden nieht fonnulierbaren Informa-
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tionsbedarfs (Prestipino/Schwabe 2005). Ein Berater als Intennediar, der den 
Bürger durch die einzelnen im Unterabschnitt 6.3.3 vorgestellten Beranmgspha­
sen leitet, erscheint sinnvoll. Dies bestiitigen auch die Ergebnisse des Mystery 
Callings und Mystery-Shoppings. Bei den Vor-Oit-Besuchen endeten die Ge­
sprãche im Durchschnitt nach sieben Minuten, wobei in den meisten Fiillen das 
Suchen von Unterlagen die Zeitspanne dominierte. Nie wurden alle in den Work­
shops gena1mten 19 Aspekte der Lebenslage Geburt umfassend angesprochen. 
Meist wurde auf das Einwohnermeldewesen und den Antrag auf Elterngeld hin­
gewiesen. Als Beratungsersatz hiindigten die Mitarbeiter Broschüren und An­
trage aus. Obwohl das Informationsanliegen sehr facettenreich ist, arbeiten die 
Berater ohne zusiitzliche Hilfsmittel. Sie verlassen sich auf ilu Gedachtnis und 
repetieren das Behaltene. Dies führt dazu, dass vieles nicht a11gesprochen wird. 
Weder die Berater noch die Bürger beherrschen di e Komplexitat der Lebenslage. 
Stellten die Forscher bei ihren Mystery-Shoppings mehrere Fragen, ver­
Slichten die Berater gar nicht, sich diese zu merken, um im Gesprachsablauf 
wieder darauf zurückzukommen. Sie begannen die erste zu beantworten und 
gingen auf die anderen nicht mehr ein. Sobald die Berater antwOJteten, folgten 
die Bürger mit ihren Gedanken deren Ausführuugen und vergaBen ihre zuvor 
geãuBerten Fragen. Unübersichtlichkeit für Berater wie für Bürgerin war die 
Folge. Lediglich in einem Fali, in dem sicb die Shopperin einen Notízzettel ge­
macht hatte, konnte si e auf di e Ursprungsfragen zur[ickspringen und steuerte da­
m i t das Beratungsgesprach. Eine priorisierte Beantwortung der Fragen vor dem 
Hintergrund der kurzen zw· Verfüg1mg stehenden Zeitspanne erfolgte in keinem 
Fali. So wird der Zeitbedarf für di e Beratung i m Einzelnen wie irn Allgemeinen 
hõher, denn sobald die Bürger weitere húormationen gesammelt haben, suchen 
si e erneut ei n Gesprach. Ei oe BürgeriJ1 bestiitif,>te dies, indem si e dru·auf verwies, 
dass sie für das Ausfüllen des Erziehungsgeldantrages drei Anlaufe mit Hilfe­
stellung durch eme Beraterin gebraucht hatte. Die rein mündliche Kommunika­
tion hatte zu Vergessen und unstrukturie11em Vorgehen gefüh11. 
In allen Fali en unterblieb eine systematische und bedürfnisorientierte Situa­
tionsaufnahme, um eine Lõsung erru·beiten zu kõnnen. Die Lõstmgsangebote der 
Berater reichten von den Worten ,Kommen Sie vvieder, wenn das Kind geboren 
istl'' bis hin zu einem Antrag auf Eltemgeld und/oder der Übergabe einer Bro­
schüre. Die angebotenen Lõsungen erfolgten mündlich in Form der ErkJarungen 
und schriftlich in Form von Antragsformularen und Broschüren. Die Antrage 
wurden unausgefüllt mitgegeben. Die Berater handigten die Broschüren aus, 
ohne einen Blick hineinzuwerfen, uud integrie11en sie nicht in den Beratungs­
ablauf. Dies ist auch kaum mõglich, da die Broschüren allgemein uud nicht ein­
zelfallbezogen infom1ieren sowie nicht alle Informationen vollstandig enthalten 
uud daniit auch nicht individuell auf den Bedarf der Bürger hiJ1 ausgewertet 
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werden kõnnen. So stellen sie weder fúr den Beratenden noch für die Bürgerin­
nen eine gute Hilfe dar. 
Die aufgezeigten Nachteile zeigen, dass allein eine persõnliche Beratung 
noch keine ausreichende Hilfestellung darstellt, sofern diese rein mündlich ohne 
Hilfsmittel und Werkzeuge sowie unter Zuhilfenahme von statischen Informa­
tionen erfolgt. ln diesen Broschüren steht hãufig wesentlich mehr Information, 
als der Bürger braucht, andere Infonnation fehlt und sie katm insgesamt nicht 
auf die persõnliche Bedarfssituation des Bürgers angepasst werden. Somit kann 
ein Beratungsunterstützungssystem bei der Prozessgestaltung und bei der Infor­
mationsaufbereitung hilfreich sein. Dieses wird im Folgenden vorgestellt. 
6.4.3 Archilekh1r eines Beratungsunterstützungs.systems 
Der Informationsbedarf von Schwangeren lasst si eh in fünfBereiche gliedern: 
1'11emen, für di e die Schwangere einen Infonuationsbedarf hat, z.B. fõrder­
miltel, Betreuung für das Baby. 
A.ktionen! J7ormulare für die Frage, was die Schwangere tun. muss, z.B. El­
terngeld beantragen, Kindergartenplatz beantragen. 
Zeilen/Termine für den Aspekt, wann Schwangere sich um Aktionen küm­
mem müssen. 
Orte für die Frage, wo die Angebote zu finden sind, z.B. die Orte, an dem 
si eh kom m unal e Wohnungen befinden, di e an junge Familien vermietet wer­
den. 
Ressourcen, das heiBl, weitere Informationen rund um die Geburt aus unler­
schiedlichen Bereichen uud vettiefende Informationen zu den Angeboten. 
Je nach Anliegen sind ein oder mehrere Aspekte relevant. Beispielsweise sind 
für di e Frage nach õrtlichen K.indertagesstátten der Ort der Kindertagesstátte, ein 
geeigneter Zeitpunkt für die Beantragung uud ein Anmeldeformular relevant. 
Die Architektur des Infonnationssystems sieht für jeden der fünf Aspekte einen 
eigenen lnformationsraum vor, in dem dieser Aspekt bearbeitet werden kann 
(siehe Abb. 6-2). 
Die fünf Bereiche werden durch einen Merkzettel miteinander verbunden 
(Schwabe et al. 201 Oa). Auf einem Merkzettel wird ein Thema notiert un d dazu­
gehõrige Formulare, Orte, Zeiten uud Ressourcen als Links abgelegt. 
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Abb. 6-2. Jnjormationsarchitektur und Bürgerin und Beralerin a m 
gemeinsamen Bildschinn 
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Wie lãuft ei ne soi eh e IT -gestützte Beratung ab? Dies lasst si eh irn Sinne des 
szeuariobasierten Designs am besten durch eiue kurze Geschichte erklãren: 
Der Bürger Hanspeter trãgt im Servicepunkt sein Anliegen vor uud wird von 
der Beraterin mit zum Beratungsplatz, einem kleinen Ecktisch mit zwei Stüh­
len uud einem Touchscreen geführt, der so gestellt ist, dass beide gut daran 
arbeiten kõnnen. Dort nehmen sie Platz und die Beratung beginnt. Gefragt 
nach seinen offenen Fragen, fangt Hanspeter an, seine Anliegen herauszu­
sprudeln. Seine Frau erwartet ein Kind - Geburtsterrnin nãchste Woche - und 
sie brauchten deshalb eine grol3ere Wohnung als die momentane Einzimmer­
wohnung. Ihm sei nicht kiar, wie er das finanzieren konne, denn er sei schon 
in der Kurzarbeit und Ende April würde sein Betrieb geschlossen - wie es 
dann weitergehen kõnne, sei ilun unklar. Auch steige sicher mit dem Kind die 
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Ausgabenlast. AuBerdem wolle seine Frau gem das Kind erziehen und des­
halb vorerst zu .Hause bleiben. Ob das gut gehe, wisse er nicht. Zwischen ihm 
und seiner Frau kame es durchaus zu Spannungen und da sei sicher auch eine 
Eheberatung nicht schlecht. Ob so etwas von der Kommune angeboten wird 
oder wo er da hin müsse, das wisse er gern. 
Die Beraterin nirnmt systematisch alle diese Anliegen auf, indem sie am Bild­
schirm pro Frage einen Merkzettel anlegt und jeweils dazu die notwendigen 
Einzelaspekte wie Ort, Formulare, Information und/oder Tenninals Merker hin­
ztmimmt. In kürzester Zeit sind al le erfragten Aspek.'te erfasst. Es existiert je ein 
Merkzettel für ,Wolmungssuche", ,,Arbeitsvermittlung", ,,Eheberatung", ,,Fi­
nanzieUe Fõrdennõglich.keiten" und aucb ,K.inderbetreuung". Die systematische 
Abarbeitung kanu beginnen. Der Merkzettel ,Wolmungssuche" ist Hanspeter am 
wichtigsten. Das Gesprach wird entsprechend damit weitergefiihrt. 
Nach dem Wechsel auf die Bildschirmseite ,Webseiten/ Informationen" sind 
- in einer Spalte sortiert nach Schlagworten - Hinweise rund um die Sozial­
wohnung von der Stãdtischen Wohnbau GmbH bis hin zum õrtlichen Mieter­
verein zu finden. Gemeinsam gehen sie die Wohnungsmõglichkeiten durch. 
Klicken sie eine an, õfti1et sich diese im Mittelfeld des Bildschim1s und sie 
sehen die Detailinformationen. Um festzustellen, wo sich die angebotenen 
Wohnungen in der Stadt befinden, wechseln sie zwischendurch auf den Orts­
bildschirm. Dort kõnnen sie die StraBenkarte seben uud die Lage der angebo­
tenen Wohnungen erkennen. Die in Frage kommenden Annoncen werden auf 
dem Merkzettel gespeichert. Vom stiidtiscben Wohnbautrager existiert ein 
Wohnungsantragsformular. Dieses drucken sie aus und Hanspeter füllt es von 
Hand gleich aus. Die Beraterin tmterstützt ilm dabei uud erklãrt ihm noch, wo 
er es abgeben muss. Unter der Rubrik ,Termine" notieren sie noch auf dem 
Merkzettel, bis wann er all die gefundenen Inserate angeschrieben haben will 
und wann er den Wohnungsantrag abgeben muss. Da schon deutlich ist, dass 
auch ein Wob.ngeldzuschuss in Frage kommen wird, drucken sie auch dieses 
Formular gleich aus. Dies nimmt Hanspeter zum Ausfiillen mit, nachdem die 
Beraterin es ihm J...·urz erkli.itt hat. Damit er nicht vergisst., es abzugeben, wird 
noch ein Datum für die Abgabe unter ,Tetmine" notiert. 
Dann wird der zweite Merkzettel abgearbeitet Arbeitsvennittlung. Durch die 
Eingabe der Adressdaten des Bürgers und das Anklicken der Adresse der 
Agentur für Arbeit wird am Bildschirm auf einer Landkarte gleich die Weg­
strecke angezeigt und sie speichern diese auf dem Merkzettel. Ein Termin mit 
dem dortigen Mitarbeiter wird angefragt und dessen Adresse auf dem Merk­
zettel gespeichert, ebenso wie alle Informationen, die Hanspeter zur Vorab­
infonnation durchzulesen hat. 
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Sie notieren auch alles, was Hanspeter an Unterlagen zum Arbeitsvermitt­
lungsgesprãch mitzubringen hat. Durch die gemeinsame Arbeit am Bild­
schirm und das Miteinander von Beraterin und Hanspeter entspannt sich die 
Gesprãchsatmosphãre zunehmend. Hanspeter wird gelassener. Er kann alles 
gut mitverfolgen, mitlesen und erhalt durch das stmk.1:urierte Vorgehen einen 
Überblick iiber das zu Erledigende. Zunehmend gewiJmt er Ve1trauen, dass er 
seine Situation meistem kann. Am Ende der Beratlmg erhalt er einen Aus­
druck mit einer TermiJlliste lmd den dazugehorigen zu erledigenden Aktivi­
taten, sowie die Merkzettel zu seinen Anliegen mit allen darauf gemeinsam 
erarbeiteten Informationen. So kann er fiir sich die Beratung noch einmal 
nachvollziehen und vergisst nichts. Zufrieden und zuversichtlich verlasst er 
den Servicepunkt. 
6.4.5 Eva/uationsergebnisse 
In den Testsitzungen kamen sowohl Berater als auch Biirger gut mit der Soft­
ware zurecht - einzelne waren sogar euphorisch: Eine Bürgerin meinte: ,Wir 
haben unsere Kinder zu früh bekommen! . . .  Wir mussten noch mühselig alles 
zusammensuchen." Die Beraterinnen resümierten ahnlich. Eine Beraterin brachte 
es mit der Frage , ... und l.ãsst sich das [gemeint war der entwickelte Prototyp) 
ni eh t auf meine anderen Beratungen übertragen?" auf den Punkt. Für eine Erst­
beratung von Schwangeren reichten 20 bis 30 Minuten aus. 
Di e Bewe11nng der durch den Prototyp unterstützten Beratung durch di e be­
troffenen Bürger waren sehr positiv. Auf einer Skala von l = ,stimme gar nicht 
zu" bis 7 = ,stimme voll zu" stimmten die 15  Befragten mit 6,3 der Aussage 
,Die getestete Beratung empfand ich als produktiv" zu. Die befragten sieben 
Berater bewerteten die Produktivitat mit 5,9 nUJ' leicht geringer. Mit der Struktur 
kamen Kunden und Berater gut zurecht. Der Aussage ,Die getestete Beratung 
empfand ich als gut strukturiert" stimmten die 14 antwortenden Bürger mit 6,1 
fast vollstãndig zu un d di e Berater mit 5,6 immer n oe h selu weitgehend 
(Schwabe et al. 2010a). Die Unterstützung der Kooperation wurde sehr gut be­
weJtet. Die Aussage .,In der getestelen Beratung habe ich viele Mi:iglichkeiten, 
die Bürgerin aktiv in die Beratung mit einzubeziehen. " bewerteten die Beraterin­
nen mit 6,43 Punk.1:en. Bei den Bürgerim1en WUJ'de das Pendant der Aussage .,In 
der getesteten Beratung habe ich viele Mi)g/ichkeiten, aktiv mitzuarbeiten. '' mit 
gleicher Skala bewertet. Die Bürgerim1en bewetteten dies mit 6,0 Punkten. Dies 
bestatigt, dass über die Touchfunktion in Kombination mit hõchster Usability 
di e Moglichkeit zur Kooperation ausreichend gescbaffen wurde. Di e Bewertung 
der Extemalisierung anhand der Merkzettel erfolgte durchgangig positiv. Abge­
fragt durch die Aussage ,Die Idee der Benutzermerkzettel ist &>ul. " werteten die 
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Bürgerinnen mit 6,87 und die Beraterinnen mit 6,57 Punkten (Schenk/Schwabe 
2010b). 
In Gespráchen mit Praktikern aus baden-württembergischen Kommunalver­
waltungen wurde deutlich, dass über den IT-Einsatz hinausgehend die grõBte 
Verandenmg bei dem Verhalten der Berater zu erwaJien ist. Mit der Bürgerbe­
ratung 2.0 kann deren Versagensangsten begegnet werden, da die Berater in die 
Lage versetzt werden, dem Bürger nicht nur eine fertige Lõsung zu prasentieren, 
sondern diese mit ihm gemeinsam systematisch zu suchen. Aus einem Ratgeber 
wird so ein Helfer bei der Ratsuche, aus einem Ratemptãnger ein Problemlõ­
sungspartner. 
6.5 Ausblick 
Eine Bürgerberatung 2.0 wie hier beschrieben ist in zahlreichen Einsatzberei­
chen denkbar: Neubürgerberatung, Beratung in Pflegestützpunkten, Schwange­
renberatung, Beratung in der Jugendhilfe und bei der Eingliederungshilfe Be­
hindeJier, also überall da, wo lnformationen aus untersc.b.iedlichen Bereicben 
zusammenflieBen und persõnliche Bürgerberatung Kemgeschaft ist. Dabei kann 
der Beratungsbedarf in seiner Tiefe uud Bandbreite variieren, beginnend mit 
bloBem Aushandigen vou Formularen bis hin zu eingehender Erarbeitung von 
Lõsungen. Eine Mehrstufigkeit der Beratungsangebote kõnnte der unterschiedli­
chen Bedarfslage der Bürger begegnen tmd lange WaJ1eschlangen vermeiden 
helfen. Beispielsweise kõ1mte eine Trennung e1folgen zwischen ,Schnellschal­
tern", an denen kurze Anliegen wie das Abholen/Abgebeu vou Fonnularen, Bro­
schüren ete. erlediJ:,rt wird - iihnJich Schoellkassen in Supermarkten - und Bera­
tungsplatzen für die komplexeren Anliegen unter Nutzung eines Beratungssys­
tems. Wir sind zuversichtlich, dass die õffentliche Verwaltung dadurch dem 
Druck zu einer hõheren Wü1schaftlichkeit und gleichzeitig zu einem besseren 
Service bei ihren Bürgerkontakten vor Ort begegnen kann. Sie entwickelt sich 
damit in ihreu Servicebereichen vou eiuer Autoritiit zu einem Pa11ner bei der 
Problemlõsung. 
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